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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Stimmung in der Bevölkerung

Im so genannten Brand Asset Valuator, einer Umfrage einer Kommunikationsagentur bei
1500 Konsumentinnen und Konsumenten zu deren Vorlieben zu über 1000 Marken,
zeigte sich eine deutliche Heimmarktorientierung. Die Befragten gaben an, Produkten
von inländischen Herstellern mehr zu vertrauen als im Ausland produzierten Waren.
Unter die fünf beliebtesten Marken schaffte es lediglich Google als nicht-
schweizerisches Produkt auf Platz drei, hinter Migros, Toblerone, aber vor Rega und
Rivella. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.05.2013
MARC BÜHLMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats (RK-NR) war im April 2014 der
Auffassung, dass Dienstleistungsanbieter, die eine stillschweigende Fortführung eines
abgeschlossenen Dienstleistungsvertrages vereinbaren, ihre Kunden zwingend
mindestens einen Monat vor Ablauf der Kündigungsfrist über die Möglichkeit eines
Vertragsrücktritts informieren müssen. Sie gab einer entsprechenden
parlamentarischen Initiative Poggia (mcg, GE), die nach dessen Ausscheiden im
November 2013 von Roger Golay (mcg, GE) übernommen wurde, mit 12 zu 10 Stimmen
bei 3 Enthaltungen Folge. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.04.2014
DAVID ZUMBACH

Im Februar 2015 stimmte auch die Kommission für Rechtsfragen des Ständerats (RK-SR)
mit 8 zu 2 Stimmen bei 3 Enthaltungen einer parlamentarischen Initiative Poggia (mcg,
GE) zu, die die Position des Kunden bei Vertragsverhältnissen, die eine stillschweigende
oder automatische Verlängerung des Vertrags bei dessen Auslaufen vorsehen, zu
stärken beabsichtigt. Gemäss Initiative sollen Dienstleistungsanbieter in Zukunft ihre
Kunden mindestens einen Monat vor Ablauf der Kündigungsfrist über die Möglichkeit
eines Vertragsrücktritts zwingend informieren müssen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.02.2015
DAVID ZUMBACH

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Le postulat déposé par Verena Herzog (udc, TG) demande la simplification et la
modernisation du droit du travail pour améliorer la compétitivité des entreprises du
secteur des services. Le droit du travail est difficilement applicable pour les
entreprises en raison des multiples révisions et ordonnances d'exécution. Le Conseil
fédéral est donc chargé de le simplifier. De plus, il devra présenter un rapport exposant
des mesures qui permettraient un renforcement de la compétitivité du secteur
tertiaire. L'auteure du postulat juge que la loi sur le travail (LTr) est dépassée, du fait du
développement du secteur des services et de l'essor de nouvelles formes de travail. 
Le Conseil fédéral propose de rejeter ce postulat. Selon lui, au regard des discussions
menées ces dernières années avec les partenaires sociaux et les cantons, il est plutôt
souhaitable d'adapter ponctuellement la loi sur le travail au lieu de procéder à une
révision totale de celle-ci. Le Conseil national a adopté ce postulat par 127 voix contre
60 et 2 absentions, les voix des Verts et des socialistes n'auront pas suffi pour rejeter le
postulat. 4

POSTULAT
DATUM: 15.06.2017
DIANE PORCELLANA
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Heimatschutz und Denkmalpflege

Der ISOS-Bewertungsausschuss setzt sich bisweilen aus Vertreterinnen und Vertretern
der Denkmalpflege, des Ortsbild-, Natur- und Landschaftsschutzes sowie der
Raumplanung zusammen. Gemäss Nationalrat Olivier Feller (fdp, VD) sei es aber bedingt
durch die wachsende Bedeutung und zunehmende Interessenabwägung hinsichtlich
des ISOS an der Zeit, dass auch Vertreterinnen und Vertreter des Gewerbes sowie die
Grundeigentümerschaft in dieses Gremium aufgenommen würden. Mittels einer
Motion forderte er den Bundesrat auf, die notwendigen Schritte einzuleiten, damit
auch diese Vertretungen im Ausschuss angemessen berücksichtigt würden. Der
Bundesrat beantragte den Vorstoss zur Ablehnung, da es sich beim ISOS um eine
Zusammenstellung aufgrund objektiver und (wissenschaftlich) vereinheitlichter
Kriterien handle und nicht etwa um einen Planungsakt mit Interessenabwägung. Die
beantragte Erweiterung des Ausschusses würde aber eine antizipierende
Interessenabwägung aufweisen und sei daher systemwidrig. Eine eigentliche Diskussion
über das Thema konnte im Rat indes nicht vorgenommen werden, da der Vorstoss
aufgrund der Verjährungsfrist von zwei Jahren im Dezember 2019 unbehandelt
abgeschrieben wurde. 5

MOTION
DATUM: 20.12.2019
MELIKE GÖKCE

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Industrie, Handel und Unternehmer

Der Schweizerische Gewerbeverband fasste Ende Januar 2019 die Ja-Parole zur STAF-
Vorlage, über die im Mai desselben Jahres an der Urne abgestimmt wurde. Die Vorlage
sei ein Kompromiss, welcher «die wirtschaftliche Position der Schweiz im
internationalen Standortwettbewerb stärke» und gleichzeitig die Sozialwerke
stabilisiere. Die Interessen der Unternehmen würden dabei genügend berücksichtigt
und die steuerliche Autonomie der Kantone gewahrt. Damit werde die STAF den vom
SGV kommunizierten Anforderungen gerecht, wie einer Medienmitteilung des Verbands
zu entnehmen war. 6

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 30.01.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Gewerbe, Dienstleistungen, Konsum

Wie der Vorort lehnte auch der Schweizerische Gewerbeverband sowohl die verkehrs-
und energiepolitischen Volksinitiativen als auch den vom Parlament vorgeschlagenen
Energieartikel ab. Von den mit Referenden bekämpften Vorlagen unterstützte er die
Revision des Strassenverkehrsgesetzes, zum Rebbaubeschluss und zur Reform der
Bundesrechtspflege sprach er sich nicht aus. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.07.1990
HANS HIRTER

Der Schweizerische Gewerbeverband (SGV), der schon 1977 und 1979 massgeblich zum
Scheitern der Bundesfinanzreform beigetragen hatte, bekämpfte auch das am 2. Juni
dem Volk vorgelegte Finanzpaket. Grundsätzlich kritisierte er die unveränderte
Beibehaltung der Direkten Bundessteuer. Besonders stark war die Opposition einzelner
Branchenverbände (Coiffeure, Wirte), deren Leistungen der neuen Mehrwertsteuer
unterstellt worden wären. 

An seinem Kongress in Bern vom 25. September kündigte der SGV an, dass er 1992 eine
Volksinitiative zur Abschaffung der Direkten Bundessteuer bis zum Jahr 2002 lancieren
werde. Von den Referenden, die gegen Parlamentsbeschlüsse der Herbstsession
lanciert wurden, unterstützte der SGV offiziell dasjenige gegen das bäuerliche
Bodenrecht. Allerdings verschickte er auch Unterschriftenbogen gegen die
Parlamentsreform und den Beitritt zum IWF.
Die LdU-Initiative für den öffentlichen Verkehr empfahl der SGV zur Ablehnung. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.09.1991
HANS HIRTER
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Nach neunjähriger Amtszeit trat der Zuger CVP-Ständerat Kündig vom Präsidium des
SGV zurück. An seine Stelle wurde am Gewerbekongress vom 25. September in Bern der
freisinnige Nationalrat und Präsident des Schweizerischen Drogistenverbandes, Hans-
Rudolf Früh (AR) gewählt. 9

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 25.09.1991
HANS HIRTER

Obwohl sich der scheidende Präsident Kündig am Kongress im September noch relativ
positiv zum EWR-Vertrag geäussert hatte, beantragte im November der Vorstand des
SGV der Gewerbekammer, welche für die definitive Stellungnahme zuständig ist, den
EWR abzulehnen. 10

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 30.11.1991
HANS HIRTER

Anders als die bürgerlichen Regierungsparteien unterstützte der Vorort die vom
Gewerbeverband und dem Redressement National lancierte Volksinitiative für die
Abschaffung der direkten Bundessteuer bis zum Jahr 2003. Dem Argument der
bürgerlichen Bundesratsparteien, dass der Vorstoss schlecht terminiert sei und die
Diskussion um die vordringlich notwendige Einführung der Mehrwertsteuer unnötig
belaste, vermochte sich der Vorort nicht anzuschliessen. Er fand, dass die Initiative
seinen eigenen finanzpolitischen Zielen einer Verlagerung von den Einkommens- auf
die Verbrauchssteuern entspreche, und deshalb, zumindest als politisches
Druckmittel, auch unterstützenswert sei. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.02.1992
HANS HIRTER

Recht überraschend fiel der Entscheid des SGV zum EWR-Vertrag aus. Im Verlauf des
Jahres hatte sich die Verbandsleitung eher negativ zu diesem Vertrag geäussert, und
mit dem ex-Verbandsdirektor Otto Fischer und dem gegenwärtigen Direktor Triponez
standen auch prominente Leitfiguren des SGV zuvorderst in der Abwehrfront. Trotzdem
beschloss ein ausserordentlicher Kongress des SGV am 4. September mit 549:456 die
Ja-Parole. Der Riss zwischen Befürwortern und Gegnern ging quer durch alle im SGV
vertretenen Branchen hindurch. 12

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.09.1992
HANS HIRTER

Der SGV lehnte sämtliche zur Abstimmung kommende Volksinitiativen ab. Er war, als
Hauptträger des Referendums, auch aktiv in der Kampagne gegen das revidierte
bäuerliche Bodenrecht. Ebenfalls abgelehnt wurden von ihm der als zu teuer beurteilte
IWF-Beitritt und das revidierte Gewässerschutzgesetz, von dem er die Verhinderung
eines weiteren Ausbaus der Wasserkraftnutzung befürchtete. Obwohl der SGV 1991 in
seiner Verbandszeitung für das Referendum gegen die Parlamentsreform geworben
hatte, verzichtete er auf die Ausgabe einer Abstimmungsempfehlung. 13

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.09.1992
HANS HIRTER

Bei den übrigen eidgenössischen Volksabstimmungen sprach sich der Vorort gegen
sämtliche Initiativen, aber auch gegen die vom Parlament beschlossenen Revisionen
des Gewässerschutzgesetzes und des bäuerlichen Bodenrechts aus.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.09.1992
HANS HIRTER

Der Vorort setzte sich entschieden für den EWR-Vertrag ein, der seiner Meinung nach
für die Schweiz in kurz- und mittelfristiger Perspektive die vorteilhafteste Lösung
darstellt. Er forderte seine Mitglieder auch auf, sich angesichts der Bedeutung dieses
Vertrags aktiv für dessen Annahme zu engagieren. Im Sinne einer aus innenpolitischen
Gründen eher längerfristigen Zielsetzung begrüsste er auch das Gesuch des
Bundesrates um die Aufnahme von Verhandlungen mit Brüssel über einen EG-Beitritt.

Für den EWR-Vertrag machten sich auch der Zentralverband Schweizerischer
Arbeitgeber-Organisationen, die Vereinigung des Schweizerischen Import- und
Grosshandels, die Bankiervereinigung und, mit besonderem Nachdruck, der Verband
schweizerischer Maschinen-Industrieller, als Vertreter der grössten Exportbranche,
stark. 14

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.11.1992
HANS HIRTER
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Obwohl mit dem Wirte- und dem Coiffeurverband zwei Organisationen des SGV an
vorderster Front gegen den Wechsel von der Warenumsatz- zur Mehrwertsteuer
kämpften, gab der Dachverband die Ja-Parole zu diesem Systemwechsel aus; eine
Satzerhöhung auf 6,5% lehnte er jedoch ab. 15

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.10.1993
HANS HIRTER

An dem im Dreijahresrhythmus stattfindenden Gewerbekongress vom 1. September in
Wettingen (AG) standen Bildungs- und Ausbildungsfragen im Mittelpunkt. Mit einer
Resolution setzten sich die Delegierten für eine gleichwertige Behandlung - auch in
finanzieller Hinsicht - von beruflicher und rein schulischer Aus- und Weiterbildung ein.
Nationalrat Früh (fdp, AR) wurde für eine weitere Amtsperiode als Präsident bestätigt. 16

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.09.1994
HANS HIRTER

Der Schweizerische Gewerbeverband unterstützte das von der AUNS lancierte
Referendum gegen die Regierungsreform mit den Staatssekretären. Er verzichtete
jedoch darauf, eine Volksabstimmung über die Kartellgesetzrevision sowie über das
Binnenmarktgesetz zu verlangen, obwohl er beiden Vorhaben eher skeptisch
gegenübergestanden hatte.

Bei den eidgenössischen Wahlen konnten die Rücktritte von prominenten
Gewerbevertretern (die Freisinnigen Früh(AR) und Cincera (ZH) sowie bereits 1994 der
Zuger CVP-Ständerat Kündig) nicht wettgemacht werden. Der auf der Berner FDP-Liste
kandidierende Verbandsdirektor Pierre Triponez schaffte trotz aufwendiger Kampagne
den Sprung in den Nationalrat nicht. 17

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 11.10.1995
HANS HIRTER

Nachdem im Oktober 1995 ein «Bund der Steuerzahler» (BDS) gegründet worden war,
trat im Berichtsjahr eine neue Vereinigung mit dem Namen «Steuerforum» auf. Diese
kritisierte die erstere, eine reine Ablegerorganisation der SVP zu sein. Bei den
Steuerzahlern selbst stiessen die beiden neuen Interessenorganisationen vorläufig noch
auf etliche Skepsis; der BDS gab seine Mitgliederzahl im Herbst mit 2'520 an. 18

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 27.01.1996
HANS HIRTER

Der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) beschloss die Nein-Parole zur Aufhebung
der kantonalen Zuständigkeit bei der Beschaffung der persönlichen Ausrüstung der
Armeeangehörigen. Er führte dafür zwar föderalistische Argumente an,
ausschlaggebend war aber wahrscheinlich eher der Schutz des Gewerbes in
Randregionen vor der mit der Vorlage angestrebten grösseren Konkurrenz bei der
Vergabe von staatlichen Aufträgen.
Der SGV unterstützte das von der AUNS lancierte Referendum gegen die
Regierungsreform mit den neuen Staatssekretären und kämpfte in vorderster Front
gegen diese Vorlage. Die Einstellung von zusätzlichen Staatssekretären sei einerseits zu
teuer und würde andererseits die Produktion von für das Gewerbe hinderlichen
staatlichen Reglementierungen noch verstärken. 19

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.04.1996
HANS HIRTER

Der Gewerbeverband verabschiedete an seiner Delegiertenversammlung vom 11.
September in Lausanne ein wirtschaftspolitisches Aktionsprogramm. Dieses wendet
sich gegen Behinderungen und Belastungen der Wirtschaft, wie sie zum Beispiel die
geplante Energieabgabe oder die von der Genschutz-Initiative verlangten Verbote
darstellen. In der Sozialpolitik lehnt das Programm jeden Ausbau im
Sozialversicherungsbereich ab. Bei den Bemühungen zur Sicherung der bestehenden
Sozialwerke erklärte sich der SGV nur bei der Invalidenversicherung mit
Beitragserhöhungen einverstanden. Hauptthema an der Delegiertenversammlung war
allerdings nicht dieses Programm, sondern die Klagen über die als zu restriktiv
empfundene Kreditpolitik der Banken, welche viele Kleinbetriebe in den Ruin treiben
würde. 20

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.09.1997
HANS HIRTER
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Im Gegensatz zum Vorort lehnte der Schweizerische Gewerbeverband die
leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe (LSVA) ab. Nachdem er bereits das
Referendum ergriffen hatte, agierte er auch in der Kampagne für die Volksabstimmung
vom 27. September an vorderster Front. Zur Vorlage über die Finanzierung des
öffentlichen Verkehrs (FINÖV), an der wegen der grossen Eisenbahntunnelprojekte die
Bauwirtschaft handfeste Interessen vorwies, entschied er sich hingegen für
Stimmfreigabe, nachdem sich vorher nur eine knappe Mehrheit der Delegierten für die
Nein-Parole ausgesprochen hatte. Der Baumeisterverband beschloss wie bereits bei
der Schwerverkehrsabgabe die Ja-Parole. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.11.1998
HANS HIRTER

Die SVP verstärkte zu Jahresbeginn ihre Kritik an der Politik des Schweizerischen
Gewerbeverbandes (SGV). Unmittelbar vor einer Aussprache zwischen der SGV-Spitze
und gewerbenahen SVP-Politikern warf sie in ihrem Pressedienst dem
Verbandspräsidenten Edi Engelberger (fdp, NW) vor, die Interessen des Gewerbes
namentlich in Fragen der Sozialpolitik und der Wettbewerbspolitik nicht gut vertreten,
wenn nicht gar verraten zu haben und generell zu kompromissbereit aufzutreten.
Grundsätzlich werde die Ausrichtung des SGV zu sehr von Politikern der FDP und der
CVP bestimmt. Mit ihrem Nationalrat Jean-François Rime (FR) brachte die SVP auch
einen möglichen Gegenkandidaten für die Präsidentenwahl vom Frühjahr ins Gespräch.
Für den Fall, dass der SGV nicht auf die Forderungen der SVP eingehe, drohte
Nationalrat Füglistaller (svp, AG) mit der Gründung einer Konkurrenzorganisation. Der
SGV gab der SVP in Bezug auf die personelle Untervertretung in seinen Organen recht.
Zu diesem Zeitpunkt gehörte nur eines der elf Vorstandsmitglieder der SVP an. Er
machte aber die SVP dafür mitverantwortlich, da sich ihre Vertreter zu wenig in den
Branchenverbänden engagieren würden. Die Kritik an seiner Politik wies der SGV jedoch
energisch zurück. Nach der Aussprache mit den SVP-Vertretern konzedierte die
Verbandsleitung, dass die SVP im Vorstand des SGV besser vertreten sein sollte. Zudem
einigte man sich auch darauf, dass die SVP die Wiederwahl des 68-jährigen Präsidenten
Engelberger nicht bekämpft, dass er aber 2010 vorzeitig von seinem Amt zurücktreten
wird. Da die letzten drei Präsidenten aus der FDP und CVP stammten, soll nach Aussage
Engelbergers dann jemand von der SVP zum Zuge kommen. Nicht einverstanden mit
diesen personalpolitischen Absprachen zeigte sich die CVP. Sie monierte ebenfalls eine
Untervertretung und kritisierte zudem die wirtschafts- und gewerbefeindliche Politik
der SVP im Zusammenhang mit der Personenfreizügigkeit. Der Gewerbekongress vom
30. Mai in Freiburg bestätigte Engelberger in seinem Amt bis 2010. In den von elf auf
dreizehn Mitglieder erweiterten Vorstand wurden sechs Neue gewählt, davon vier
Bundesparlamentarier. Zwei von diesen gehören der SVP, je einer der CVP und der FDP
an. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.05.2008
HANS HIRTER

Für den im Berichtsjahr ordnungsgemäss in den Ruhestand getretenen Direktor des
SGV, Nationalrat Pierre Triponez (fdp, BE), schlug der Vorstand einstimmig den 49-
jährigen Hans-Ulrich Bigler vor. Bigler ist Mitglied der FDP und war seit 2006 Direktor
des Dachverbands der Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie (Swissmem). Die
Gewerbekammer wählte ihn am 27. März ohne Gegenkandidaten zum neuen Direktor. 23

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 28.06.2008
HANS HIRTER

Nach neunjähriger Amtszeit trat Urs Roth als Präsident der Schweizerischen
Bankiervereinigung (SBVg) zurück. Zu seinem Nachfolger wurde der Walliser Claude-
Alain Margelisch gekürt. In ihrem Strategiepapier zum Finanzplatz Schweiz hob die SBVg
dessen Bedeutung hervor. Der Finanzplatz, der für 12% des BIP verantwortlich sei und
195 000 Arbeitsplätze biete, sei durch die Aufweichung des Bankgeheimnisses
gefährdet. Bilaterale Steuerabkommen seien deshalb der richtige Weg. 24

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 22.06.2010
MARC BÜHLMANN

Der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) ergriff im Januar das Referendum gegen
die Änderung des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen (RTVG). Mit dem neuen
Gesetz würde die Höhe der Billag-Gebühr für Unternehmen nicht mehr pauschal,
sondern entsprechend der Höhe des erwirtschafteten Umsatzes festgelegt. Gemäss
dem SGV müssten die Unternehmen dadurch jährlich CHF 200 Mio. anstatt CHF 40 Mio.
bezahlen. Jean-François Rime, Präsident des SGV, sagte gegenüber der Tribune de
Genève, dass er mit dem neuen Gesetz für seine Unternehmen Billag-Gebühren in der
Höhe von CHF 4'500 bezahlen müsste, anstatt wie bisher CHF 700 bis 800. Jedoch
wären den Erläuterungen des Bundesrates zugfolge vor allem grosse Unternehmen von
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der Revision betroffen. Rund drei Viertel der KMU, jene mit einem Umsatz unter CHF
500'000, müssten unter dem geänderten Gesetz keine Billag-Gebühren mehr bezahlen.
Ironischerweise beschloss Economiesuisse, deren Mitglieder durch die
Gesetzesänderung stärker zur Kasse gebeten würden, die Ja-Parole zum geänderten
RTVG. Auch der SGV trat keineswegs geschlossen gegen das neue RTVG an; Gastrosuisse
etwa, der Dachverband für Hotellerie und Restauration, war für die Einführung des
neuen Gesetzes. Wann immer Hans-Ulrich Bigler, Direktor des SGV, gefragt wurde,
wieso dem Verband die Bekämpfung des neuen RTVG so wichtig sei, verwies er auf die
Verbandsstrategie, die vor sieben Jahren angepasst worden war und sich grundsätzlich
gegen neue Steuern, Gebühren und Abgaben richtet. „Also müssen wir dagegen
kämpfen, wenn man die Wirtschaft stärker belasten will“, wurde er im Tages-Anzeiger
zitiert. Gegenüber der NZZ sagte Bigler, dass er seit seiner Wahl zum Direktor des SGV
im Jahr 2008 den Verband zur Referendumskultur zurückführen und wieder zu jener
Kampforganisation aufbauen wolle, die der SGV in den 1980er Jahren gewesen sei. 

Was Bigler unter kämpfen versteht, zeigte sich in den drei Monaten vor der
Referendumsabstimmung, die auf den 14. Juni angesetzt war. Die Kampagne des SGV
wurde von diversen Politikern und Medien als gehässig aufgefasst und bediente sich
teilweise unlauterer Mittel (siehe Abstimmungskampf zur RTVG-Vorlage). In den Medien
kam der Verdacht auf, Bigler wolle sich mit der aggressiv geführten Kampagne
insbesondere im Hinblick auf die Nationalratswahlen im Herbst profilieren. Der 57-
Jährige war bereits 2011 als Nationalratskandidat auf der Zürcher FDP-Liste angetreten,
hatte die Wahl aber als siebter von vier gewählten Zürcher FDP-Nationalräten verpasst.
Er wehrte sich gegen den Vorwurf, das RTVG-Referendum für seine
Nationalratskandidatur zu instrumentalisieren: Die Abstimmungskampagne sei im Team
entwickelt worden und nicht von ihm alleine, zudem hätte man die Kampagne in einem
Nicht-Wahljahr genau gleich geführt. Der SGV verlor die Referendumsabstimmung im
Juni, wenn auch äusserst knapp. Bigler wurden aber gute Chancen auf einen
Nationalratssitz ausgerechnet, weil er mittlerweile erster Ersatzmann auf der FDP-Liste
war und weil der Zürcher FDP ein Sitzgewinn zugetraut wurde. Tatsächlich schaffte
Bigler im Herbst den Sprung in den Nationalrat: Er rutschte nach, nachdem Ruedi
Noser im zweiten Wahlgang in den Ständerat gewählt worden war. 25

Für seine Verhältnisse ungewohnt aktiv war der Hauseigentümerverband (HEV) im
Vorfeld der Abstimmung über die Änderung des Asylgesetzes, welche auf den 5. Juni
2016 datiert war und wogegen der Verband die Nein-Parole beschlossen hatte. Der HEV
beschloss, eine eigene Kampagne gegen das neue Asylgesetz zu führen, unabhängig
von der SVP, die gegen das Gesetz das Referendum ergriffen hatte. Dem HEV ging das
Gesetz insofern zu weit, als das EJPD mit dem vorgesehenen
Plangenehmigungsverfahren für die Unterbringung von Asylsuchenden nötigenfalls
Enteignungen durchführen könnte. In einem offenen Brief, adressiert an Bundesrätin
Simonetta Sommaruga, wollte der Verband im April 2016 wissen, wann Enteignungen zur
Anwendung kommen und ob konkret mit solchen gerechnet werden müsse. Im
Antwortbrief, der auch auf der Webseite des EJPD veröffentlicht wurde, hielt
Sommaruga fest, dass es „keinen einzigen Standort“ für die geplanten
Bundesasylzentren gebe, an dem eine Enteignung in Betracht gezogen werde. Alle für
die Umsetzung des neuen Asylgesetzes vorgesehenen Bundeszentren würden sich
entweder bereits im Besitz des Bundes bzw. der Kantone befinden oder durch den
Bund noch erworben oder gemietet werden. Zudem wies sie den HEV darauf hin, dass
das Enteignungsrecht als ultima ratio auch im Bereich des Verkehrs, der
Stromversorgung und des Militärs Anwendung findet. Diese Worte vermochten den
HEV-Präsidenten Hans Egloff nicht zu überzeugen. „Das Eigentum gerät zunehmend in
Gefahr, auch durch dieses Gesetz“, sagte er gegenüber dem Tages-Anzeiger. Daher hielt
der Verband an seiner Nein-Parole und der damit einhergehenden Kampagne fest.
Weil der HEV das Enteignungsrecht des Bundes in anderen Bereichen bisher nicht in
Frage gestellt hatte, warfen ihm der ehemalige SP-Nationalrat Rudolf Strahm und der
emeritierte Staatsrechtsprofessor Georg Müller vor, SVP-Politik zu betreiben. Egloff
bestritt dies und verwies darauf, dass nicht er, sondern der Vorstand die Parole gegen
die Asylreform gefasst habe und dieser aus deutlich mehr Vertretern der CVP und der
FDP bestehe als aus Vertretern der SVP. 26
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Im Frühling 2016 gab der Präsident der Schweizerischen Bankiervereinigung (SBVg),
Patrick Odier, bekannt, dass er am Bankiertag Mitte September als Präsident
zurücktreten werde. Der Bankier der Genfer Privatbank "Lombard Odier" war dem
Branchenverband der Schweizer Banken seit 2009 vorgestanden. Auf der Suche nach
Odiers Nachfolger musste die dreiköpfige Findungskommission unter der Führung von
SBVg-Vizepräsident und Verwaltungsratspräsident der Credit Suisse, Urs Rohner einige
Absagen in Kauf nehmen, bevor sie in der Person von Herbert Scheidt,
Verwaltungsratspräsident der Zürcher Privatbank Vontobel, fündig wurde. Am
Bankiertag wurde Scheidt offiziell zum neuen Präsidenten der Bankiervereinigung
gewählt. Mit Scheidt wurde erstmals seit Gründung des Verbands im Jahr 1912 kein
Bankier einer Genfer oder Basler Privatbank Präsident der Schweizerischen
Bankiervereinigung. 27

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 15.09.2016
SAMUEL BERNET

Im Vorfeld der Abstimmung über die Volksinitiative „Für den geordneten Ausstieg aus
der Atomenergie“ (Atomausstiegs-Initiative) gerieten sich der Schweizerische
Gewerbeverband (SGV) und die Grüne Partei in die Haare. Der SGV verbreitete über
Twitter eine provokative Fotomontage, die den Grünen-Nationalrat Bastien Girod (ZH)
als Terroristen mit Turban und Panzerfaust zeigte; darunter stand: „Anschlag der
Grünen auf die Schweiz“. Die Grüne Partei verurteilte die „inakzeptable Diffamierung“
in einem offenen Brief an die Verbandsspitze des Schweizerischen Gewerbeverbands.
Die Darstellung Girods als Terrorist sei „ehrverletzend, primitiv und ausserhalb jeder
politischen Rationalität“, hiess es im Brief, der von sämtlichen Vorstandsmitgliedern
der Grünen Partei mit Ausnahme Girods unterzeichnet worden war. Auslöser war
Girods Veröffentlichung eines Kampagnenvideos der Grünen Partei, das die Schweizer
Atomkraftwerke als mögliches Ziel von Terroristen darstellte und etwa von SVP-
Nationalrat Thomas Hurter als „pure Angstmacherei“ kritisiert worden war. Es war nicht
das erste Mal, dass die Kampagnenführung des SGV unter Direktor Hans-Ulrich Bigler in
Kritik geriet. Bereits 2015 machte der Gewerbeverband mit einer aggressiven und als
gehässig aufgefassten Kampagne gegen die RTVG-Vorlage auf sich aufmerksam. 28

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 18.10.2016
SAMUEL BERNET

Nachdem der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) bereits 2015 die Radio- und TV-
Gebühren bekämpft hatte, wollte er zwei Jahre später die Billag-Gebühren ganz
abschaffen. Im Oktober 2017 beschloss die Schweizerische Gewerbekammer – das
Parlament des SGV – mit einer Zweidrittelmehrheit die Ja-Parole zur No-Billag-Initiative
und unterstützte in der Folge auch die Abstimmungskampagne des überparteilichen
Komitees „Ja zu No-Billag“ an vorderster Front. Der SGV begründete das Engagement
für die No-Billag-Initiative damit, dass Unternehmer für die Billag zwei Mal aufkommen
müssten, einmal als Privatperson und einmal als juristische Person. „Diese Abzockerei
akzeptiert das Gewerbe nicht“, wurde der SGV-Präsident Jean-François Rime (svp, FR)
in einer Medienmitteilung des SGV zitiert. Allerdings wurde in der Mitteilung
verschwiegen, dass diese „Abzocke“, wie Rime und SGV-Direktor Hans-Ulrich Bigler
(fdp, ZH) die Billag-Gebühren in den darauffolgenden drei Monaten unermüdlich
bezeichneten, nur jenes Viertel der Unternehmen betraf, deren jährlicher Umsatz CHF
500'000 übersteigt; alle anderen Unternehmen waren mit der sehr knapp
angenommenen RTVG-Revision im Jahr 2015 von der Billag-Gebühr befreit worden. An
einer von den Medien mit Spannung erwarteten Medienkonferenz am 9. Januar 2018
präsentierte der SGV einen „Plan B“ für die SRG, falls die No-Billag-Initiative am 4. März
2018 angenommen werden sollte. Bigler zeigte sich überzeugt, dass die SRG bei einer
Annahme der Initiative nicht verschwinden würde, sondern dass Kunden ein Grundabo
für Flaggschiff-Sendungen der SRG, etwa die Tagesschau, 10 vor 10 und Echo der Zeit,
lösen oder auch einfach Einzelsendungen kaufen könnten. Werbeeinnahmen würden
die zweite grosse Einnahmequelle ausmachen, denn mit einem Ja zu No-Billag könne
die SRG auch online und im Radio Werbung schalten. Sendungen für Randregionen und
sprachliche Minderheiten könnten gemäss Bigler über Subventionen finanziert werden.

Im Verlaufe des Januars zeigte sich jedoch: Die Unterstützung des SGV für die No-
Billag-Initiative war bei der Basis des Schweizer Gewerbes sehr umstritten.  Die
Gewerbeverbände der Kantone Freiburg, Genf, Jura, Schwyz, Appenzell Innerrhoden,
Appenzell Ausserrhoden und Aargau beschlossen die Nein-Parole zur No-Billag-
Initiative und stellten sich damit diametral gegen den Dachverband. Zudem beschlossen
die Gewerbeverbände der Kantone Bern, Basel-Landschaft, Luzern, Zug, Nidwalden, St.
Gallen und Schaffhausen Stimmfreigabe. Im Gewerbeverband des Kantons St. Gallen
etwa sei „angeregt und engagiert“ diskutiert worden, bevor am Ende 18 Ja- zu 18 Nein-
Stimmen resultierten, sagte Felix Keller, Geschäftsführer des Gewerbeverbands St.
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Gallen im St. Galler Tagblatt. Die Doppelbesteuerung sei tatsächlich „ein Ärgernis“, so
Keller.  Auf der anderen Seite habe aber die Sorge um die Medienvielfalt, insbesondere
in den Randregionen, überwogen. Die gleiche Sorge gab auch den Ausschlag für die
Nein-Parole des Gewerbeverbands des Kantons Jura. Dessen Präsident Patrick Riat
fürchete, dass bei einem Ja zur No-Billag-Initiative das Westschweizer Fernsehen von
einem einzigen privaten Anbieter übernommen werden könnte und sich das
Informationsangebot auf die urbanen Zentren fokussieren würde. „Dann hören wir ganz
einfach auf zu existieren“, sagte Riat in der Luzerner Zeitung. Auch im aargauischen
Gewerbeverband glaubte man Biglers Beteuerungen, die SRG würde bei einem Ja
weiterhin bestehen bleiben, nicht recht. „Die Doppelbesteuerung ist tatsächlich
störend, aber die SRG muss man deswegen nicht gerade ‚wegputzen‘“, sagte Kurt
Schmid, Präsident des Aargauer Gewerbeverbandes, im gleichen Artikel der Luzerner
Zeitung. 
Nachdem die Volksabstimmung über die No-Billag-Initiative am 4. März 2018 für den
SGV sehr deutlich verloren gegangen war (71.6 Prozent der Stimmenden sagten Nein zur
Abschaffung der Billag-Gebühren), erwartete die Verbandsspitze bereits die nächste
Ohrfeige, diesmal verbandsintern. Kurz nach der Abstimmung berichtete die
Handelszeitung, dass sechs Verbände des Ausbaugewerbes am Gewerbekongress 2018,
der Mitgliederversammlung des SGV, einen Antrag auf eine Statutenänderung stellen
wollten. Gemäss diesem Antrag soll die Amtszeit der SGV-Vorstandsmitglieder auf 14
Jahre beschränkt werden; zudem soll eine Wahl in den Vorstand nur bis zum Alter von
68 Jahren möglich sein. „Wir sehen die Gefahr, dass der Vorstand zunehmend
verkrustet“, sagte Hans-Peter Kaufmann, Direktor des Gebäudetechnikverbands
Suissetec, in der NZZ. Der Vorstand verliere den Draht zu den einzelnen Verbänden und
solle sich in Zukunft wieder mehr um die Kernanliegen des Gewerbes kümmern, so
Kaufmann. Dieser Antrag auf Amtszeit- und Altersbeschränkung des 15-köpfigen SGV-
Vorstands wurde am Gewerbekongress Mitte Mai in Bern gegen den Willen des
Vorstands überraschend angenommen. Die NZZ sprach von einem „Misstrauensvotum
gegen den Gewerbevorstand“, der Tages-Anzeiger von einem „kleinen Putsch gegen den
Präsidenten“, denn der Präsident, Jean-François Rime, war der prominenteste
Betroffene der „Altersguillotine“. Rime wurde am Kongress zwar für weitere zwei Jahre
als Präsident bestätigt, da er aber bei der nächsten Wahl 2020 das Alter von 68
überschritten haben wird, ist dies seine letzte Amtszeit. Von der Alterslimite direkt
betroffen war Robert Gubler, der bei den Vorstandswahlen 2018 nicht mehr antreten
durfte. Die Nordwestschweiz rechnete zudem vor, dass in den nächsten zwei Jahren
neben Rime zwei weitere Vorstandsmitglieder der Alterslimite zum Opfer fallen werden.
2018 mussten drei SGV-Vorstandsmitglieder ersetzt werden: Neu ins 15-köpfige
Gremium gewählt wurden Ivo Bischofberger (cvp, AI), Werner Scherrer (Präsident KMU-
und Gewerbeverband Kanton Zürich) und Hansjörg Brunner (fdp, TG). 29

Der Schweizerische Gewerbeverband fasste Ende Januar 2019 die Ja-Parole zur
Abstimmung über die geänderte EU-Waffenrichtlinie im Mai. Dies, obwohl SGV-
Präsident Jean-François Rime (svp, FR) dem Referendumskomitee angehörte. Nachdem
der Verband anfänglich gegen eine Übernahme der geänderten Richtlinie gewesen war,
hatte er in der Zwischenzeit eine Kehrtwende gemacht, wie die Aargauer Zeitung
festhielt: Erst war man der Meinung, dass die Vorlage das «Verhältnismässigkeitsprinzip
in krasser Weise» verletze – etwa ging dem Verein bei Waffenbesitz die regelmässige
Überprüfung der Vereinsmitgliedschaft zu weit –, doch dann habe sich das Parlament
des Gewerbeverbandes mit einer deutlichen Mehrheit über ihren Präsidenten
hinweggesetzt und sich für die Übernahme der Richtlinie ausgesprochen. Druck
gemacht hätten insbesondere die Tourismus- und Gastrobranchen: Diese befürchteten
bei einer Nichtannahme den Ausschluss aus dem Schengen/Dublin-Verbund, was für
den Tourismus gravierende Folgen gehabt hätte, weil dann etwa Reisende aus dem
asiatischen Raum bei einer Europareise für die Schweiz ein separates Visum benötigt
hätten. 30
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Nachdem in der Presse und innerhalb des Schweizerischen Gewerbeverbandes (SGV)
erst darüber gemutmasst worden war, ob Verbandspräsident Jean-François Rime (svp,
FR) im Frühling 2020 nochmals für das höchste Amt im Verband kandidieren würde,
obwohl er damit gegen dessen Amtszeitbeschränkung verstossen hätte, war nach der
Nicht-Wiederwahl Rimes bei den Nationalratswahlen im Herbst 2019 schnell klar, dass
er als Konsequenz auch vom SGV-Präsidium zurücktreten wird. Wie die NZZ danach
resümierte, seien die eidgenössischen Wahlen für den Verband ein Debakel gewesen
und auch der Tages-Anzeiger hielt fest, der SGV stehe vor einem Scherbehaufen – denn
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nicht nur Verbandspräsident Rime, auch Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH)
sowie Vorstandsmitglied Hansjörg Brunner (fdp, TG) wurden nicht nochmals in den
Nationalrat gewählt. Die Wiederwahl in die grosse Kammer schaffte einzig die
Vizepräsidentin des Verbands, Daniela Schneeberger (fdp, BL). 
Mehrere Kandidierende brachten sich sodann in Position, um das frei werdende Amt zu
beanspruchen: Wie die Presse im Dezember 2019 berichtete, wollten sowohl Diana
Gutjahr (svp, TG) als auch Fabio Regazzi (cvp, TI) im April 2020 für das
Verbandspräsidium kandidieren. Mit Gutjahr könnte erstmals eine Frau, mit Regazzi
erstmals ein Tessiner diese Position beim SGV einnehmen. 31

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Die bisher vor allem im Bau und in der Chemie verankerte GBI will vermehrt auch in den
Dienstleistungssektor vordringen, da es hier mit der gewerkschaftliche Organisation –
vor allem auch der Frauen – am schlechtesten bestellt ist. Ein ausserordentlicher
Verbandskongress beauftragte am 25. Juni die Leitung, bis 1996 Vorschläge für eine
diesbezügliche Gesamtstrategie und konkrete Aktionen auszuarbeiten. Die
traditionellerweise im Dienstleistungssektor tätige Gewerkschaft Verkauf, Handel,
Transport und Lebensmittel (VHTL) reagierte sofort und heftig auf diese
Absichtserklärung. Ihrer Meinung nach sei es nicht zumutbar, dass die seit der
Rezession im Baugewerbe unter Mitgliederschwund leidende GBI versuche, den
anderen, ebenfalls im SGB organisierten Gewerkschaften die Mitglieder abzujagen. 32
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